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Inhalt: L. G. Bl. Nr. 9, in einer Höhe von 10—50 fl. ($ 6) aus⸗ 


Ueber die ſtaatliche Ingerenz auf die Ortsſchulräthe. Von Dr. Hein⸗ gemeſſen werden 1 
rich von Mayrhofer⸗Grünbühel. (Schluß.) _ Das ſteierm. Schulaufſichtsgeſetz vom 8. Februar 1869, L. G. Bl. 
Mittheilungen aus der Praxis: Nr. 11, verordnet in dieſer Beziehung im § 8 Folgendes: „Die unge— 


Incompetenz der Gerichte zur Entſcheidung über die behauptete Anmaßung einer rechtfertigte Verweigerung des Eintrittes in den Ortsſchulrath oder der 


nach 8 13 a des Pat. vom 5. Juli 1853, R. G. Bl. Nr. 130, den Be- Thätigkeit in demſelben wird mit einer Geldbuße bis 100 fl beſtraft.“ 
ſtimmungen eben dieſes Patentes unterliegenden Feldſervitut. 


. i b . h In di Jandesgeſ iſt überſehen worden, ausdrücklich die 
Steuerausſtände einer Genoſſenſchaft konnen gegen die Vorſteher der Genoſſen⸗ In dieſem Lande geſetze if ‚ | 
ſchaft vor Gericht eingeklagt werden. Zu 56 Geb. Sa 9 ü Competenz für derartige Strafverfügungen feſtzuſetzen und ift daher 
Geſetze und Verordnungen. wiederholt der Zweifel rege geworden, ob die Verweigerung des Ein— 
Perſonalien. trittes in den Ortsſchulrath von dieſem ſelbſt, vom Bezirksſchulrathe 


Erledigungen. oder etwa von der betheiligten Gemeinde beſtraft werde. Obzwar der 
— . 2 Se — — — angeführte Paragraph in dem über den Wirkungskreis des Ortsſchulrathes 
handelnden Abſatze des Geſetzes enthalten iſt, was darauf hindeuten 
0 f 5 f könnte, daß dieſem das fragliche Straſrecht zuſtehe, ſo iſt es anderer— 
kleber die ſtaatliche Ingerenz auf die Vrtsſchulräthe. ſeits doch nicht leicht denkbar, daß die Ordnungsbußen wegen verwei— 
Von Dr. Heinrich von Mayrhofer-Grünbühel. gerter Thätigkeit des Ortsſchulrathes vom Ortsſchulrathe ſelbſt und nicht 
(Schluß.) vom Bezirksſchulrathe verhängt werden ſollten.“) 
Das Landesgeſetz für Mähren vom 12. Jänner 1870, L. G. Bl. 
Nr. 3, verordnet im $ 7: „Die ungerechtfertigte Verweigerung des 
Eintrittes (in den Ortsſchulrath) oder der Fortführung des übernommenen 
Frage einnehmen, beziehungsweiſe inwieweit nach denſelben dem Staate ee en . WS 
eine Ingerenz auf die Ortsſchulräthe eingeräumt it. = ii iu 5 F 0 . 
Hiebei iſt vorauszuſenden, daß in den erſten Geſetzen dieſer Hiemit iſt die Reihe jener Landesgeſetze abgeſchloſſen, welche außer 
Art, welche auf Grund des Reichsgeſetzs vom 25. Mai 1868, R. G. Bl. den Ordnungsbußen kein weiteres Disciplinarmittel gegen die Ortsſchul⸗ 
Nr. 48, erlaſſen wurden, mit Ausnahme des nied.oſterr. Landesgeſetzes räthe normiren. 
vom 12. October 1870, L. G. Bl. Nr. 51, durchwegs nur das Dis⸗ Hingegen wurde in den Kronländern Böhmen, Niederöſterreich, 
ciplinarmittel der Ordnungsbußen und auch dieſes nur in einer höchſt Salzburg, Dalmatien, Kärnten und Krain durch Nachtragsgeſetze den 
beſchränkten Weiſe als zuläſſig normirt war; erſt ſpäter ergab ſich in ſtaatlichen Schulaufſichtsbehörden jener Einfluß auf die Ortsſchulräthe 
den einzelnen Kronländern das Bedürfniß einer diesbezüglichen Reform eingeräumt, welcher im Intereſſe des Volksſchulweſens unbedingt noth⸗ 
und wurde demſelben durch abändernde und ergänzende Nachtragsgeſetze wendig erſcheint. In denſelben kommen die oben angeführten disciplinären 
Rechnung getragen. Maßregeln des Staates in verſchiedener Weiſe zur Geltung und wollen 
Die in dieſer Hinſicht noch vollkommen zu Recht beſtehenden wir nun, da dies von Intereſſe ſein dürfte, den Wortlaut der dies- 
Schulaufſichtsgeſetze für Oberösterreich, Schleſien, Galizien, Bukowina, bezüglichen geſetzlichen Beſtimmungen folgen laſſen. 
Vorarlberg, Iſtrien und Görz gewähren dem Bezirksſchulrathe nur inſo— Das neue Schulaufſichtsgeſetz für Böhmen vom 24. Februar 
ferne ein Disciplinarmittel gegen die Ortsſchulräthe, als ſie demſelben 1873, L. G. Bl. Nr. 17, verordnet im § 19: 
das Recht zur Verhängung von Ordnungsbußen wegen Verweigerung „Die ungerechtfertigte Verweigerung des Eintrittes in den Orts⸗ 
des Eintrittes in dieſe Körperſchaft einräumen. ſchulrath oder die beharrliche Verweigerung der Thätigkeit in demſelben 
Derartige Ordnungsſtrafen können nach den diesbezüglichen Landes⸗ ſeitens der Vertreter der Gemeinden wird vom Bezirksſchulrathe mit 
geſetzen für Oberöſterreich vom 21. Februar 1870, L. G. Bl. Nr. 9, einer Geldbuße bis 100 Gulden beſtraft. 
in einer Höhe von 25 — 300 fl. (8 8), für Schleſien vom 28. Februar Wenn der Vorſitzende des Ortsſchulrathes feine Pflichten verletzt, 
1870, L. G. Bl. Nr. 18, in einer Höhe von 50—300 fl. (8 5), für | fo iſt der Bezirksſchulrath berechtigt, ihn. mit Ordnungsſtrafen bis 
Galizien vom 25. Juni 1873, L. G Bl. Nr. 255, in einer Höhe von 20 Gulden zu belegen. Verweigert der Vorſitzende die Uebernahme oder 
20100 fl. (8 7), für die Bukowina vom 8. Februar 1869, L. G. Bl. —ͤ — 
St. VI, in einer Höhe von 20— 100 fl. (8 6), für Vorarlberg vom ) Die Regierung und der ſteierm. Landesſchulrath haben die Unzuläng⸗ 


28. Februar 1869, L. G. Bl. Nr. 14, in einer Höhe von 50—100 fl. lichkeit dieſes Geſetzes längſt erkannt; es iſt jedoch bisher trotz wiederholter 


Hi : ak Bemühungen des k. k. Landesſchulrathes leider noch nicht gelungen, einen von 
85 6), für Iſtrien vom 8. Februar 1869, L. G. Bl. Nr. 10, in einer letzterem bereits ausgearbeiteten neuen Geſetzesentwurf dem ſteierm. Landtage 
Höhe von 30-300 fl. (8 6) und für Görz vom 8. Februar 1869, zur Genehmigung vorzulegen. 


Betrachten wir nun, welche Stellung unſere, mit Ausnahme der 
gefürſteten Grafſchaft Tirol und der reichsunmittelbaren Stadt Trieſt, 
in allen Kronländern beſtehenden Schulaufſichtsgefetze zur erörterten 


Führung der Geſchäfte, ſo kaun die Orduungsſtrafe im Falle fortgeſetzter 
Weigerung bis auf 200 Gulden geſteigert werden. 
In dieſem Falle hat der Bezirksſchulrath ſofort und auf ſo lange, 


als der Vorſitzende die Uebernahme oder die Führung der Geſchäfte 


verweigert oder unterläßt, zur Beſorgung derſelben ein eigenes Organ 
zu beſtellen, u. z. auf Koſten der Schulgemeinde, welcher das Regreß⸗ 
recht an dem Vorſitzenden zuſteht. 

Dies kann auch dann geſchehen, wenn die Pflichtverletzungen des 
Vorſitzenden derart ſind, daß ihm die Beſorgung der ihm zuſtehenden 
Geſchäfte ohne Gefährdung des öffentlichen Intereſſes nicht weiter 
belaſſen werden kann. 

Die Berufung gegen eine derartige Verfügung geht an den Landes⸗ 
ſchulrath, hat jedoch keine aufſchiebende Wirkung.“ 

Das niederöſterreichiſche Landesgeſez vom 22. December 1874, 
L. G. Bl. Nr. 9 ex 1875, änderte im § 4 die urſprünglichen 
Beſtimmungen des Schulaufſichtsgeſetzes vom 12. October 1870, 
L. G. Bl. Nr. 51, in folgender Weiſe ab: 

„Die ungerechtfertigte Verweigerung des Eintrittes (in den Orts— 
ſchulrath) und der ungerechtfertigte Austritt, ſowie die Vernachläſſigung 
oder Verletzung der den Mitgliedern des Ortsſchulrathes obliegenden 
Pflichten wird vom Bezirksſchulrathe mit einer Geldbuße von 
10 — 100 fl. beſtraft. Die Geldbuße iſt für Zwecke der Schule 
zu verwenden. 

Der Landesſchulrath iſt berechtigt, über Antrag oder nach Ein— 
vernehmen des Bezirksſchulrathes einen Ortsſchulrath aufzulöſen, wenn 
dieſem die Beſorgung der Geſchäfte ohne Gefährdung des Intereſſes 
der Schule nicht weiterhin überlaſſen werden kann. 

Der Bezirksſchulrath muß längſtens binnen ſechs Wochen nach 
der Auflöſung die Neuwahl für den Reſt der geſetzlichen Mandatsdauer 
des aufgelöſten Ortsſchulrathes ausſchreiben und zur einſtweiligen Beſor— 
gung der Geſchäfte die erforderkichen Maßregeln treffen. 

Wenn der neugewählte Ortsſchulrath ebenfalls wieder nach den 
vorſtehenden Beſtimmungen aufgelöſt wird, ſo kann der Landesſchulrath 
über Antrag oder nach Einvernehmen des Bezirksſchulrathes und mit 
Zuſtimmung des Landesausſchuſſes die Neuwahl für längere Zeit, jedoch 
längſtens für den Reſt der geſetzlichen Mandatsdauer des aufgelöſten 
Ortsſchulrathes ſiſtiren. In 
Siſtirung vom Landesſchulrathe ein proviſoriſcher Ortsſchulrath aus 
wenigſtens drei von ihm mit Zuſtimmung des Landesausſchuſſes zu 
ernennenden Mitgliedern eingeſetzt. 

Dem proviſoriſchen Ortsſchulrathe kommen alle Rechte und Pflichten 
(88 7, 8, 9) des ordentlichen Ortsſchulrathes zu. 

Recurſe gegen die Auflöſung eines Ortsſchulrathes haben keine 
aufſchiebende Wirkung.“ 


Das neue Schulaufſichtsgeſetz für Salzburg vom 31. December 


1874, L. G. Bl. Nr. 8 ex 1875, normirt im 8 17: 

„Die ungerechtfertigte Verweigerung des Eintrittes in den Orts— 
ſchulrath, ſowie der Uebernahme des Amtes und der Geſchäfte des 
Vorſitzenden oder des Ortsſchulinſpectors ſeitens der Vertreter der Ge— 
meinde wird vom Bezirksſchulrathe mit einer Geldbuße von 50 bis 
200 fl. beſtraft. 
welche ihre Pflichten verletzen, mit Orduungsſtrafen bis 20 fl. belegen. 

Im Falle fortdauernder Pflichtvernachläſſigung oder grober 


dieſem Falle wird für die Dauer der 


14 


Derſelbe kann auch Mitglieder des Ortsſchulrathes, 


Pflichtverletzungen ſeitens des Ortsſchulrathes oder des Vorſitzenden kann 


die Auflöſung des Ortsſchulrathes oder die Entſetzung des Vorſitzenden 
und die Vornahme einer Neuwahl vom Landesſchulrathe angeord— 
net werden. 

Der Bezirksſchulrath iſt jedoch berechtigt, Mitglieder des Orts— 
ſchulrathes, welche fich derartige Pflichtverletzungen zu Schulden kommen 
laſſen, daß fie ohne Gefährdung des öffentliches Intereſſes in ihrem 
Amte nicht belaſſen werden können, ſofort unter Anzeige an den Landes⸗ 
ſchulrath zu ſuspendiren und wegen Fortführung der Geſchäfte — er⸗ 
forderlichen Falles durch beſondere Organe auf Koſten der Schul- 


gemeinde, welcher das Regreßrecht gegen die Schuldtragenden vorbehalten 


bleibt — die entſprechenden Vorkehrungen zu treffen. 

Die Berufung geht in dieſem Falle ohue aufſchiebende Wirkung 
an den Landesſchulrath. 

Die Geldbußen ſind für die Zwecke der Schule zu verwenden.“ 

Das Nachtragsgeſetz für Dalmatien vom 18. December 1874, 
L. G. Bl. Nr. 4 ex 1875, lautet: „Art. 1. Wenn ein Ortsſchulrath 
in erheblicher Weiſe die Erfüllung der ihm geſetzlich obliegenden Pflichten, 


oder die Weiſungen der höheren Schulbehörden in Vollzug zu ſetzen 
vernachläſſigt, kann derſelbe über Antrag der Bezirksſchulbehörde von 
dem Landesſchulrathe aufgelöſt werden. 

Art. 2. Wird die Auflöſung eines Ortsſchulrathes ausgeſprochen, 
jo beſtimmt gleichzeitig der Landesſchulrath für die proviſoriſche Ge- 
ſchäftsführung desſelben Ortsſchulrathes einen Leiter, dem das für den 
Ortsſchulrath aus den Gemeindemitteln vom Landesſchulrathe bemeſſene 
Pauſchale verabfolgt wird. 

Art. 3. Binnen längſtens vier Wochen uach erfolgter Auflöſung 
eines Ortsſchulrathes wird die Vornahme der Neuwahl angeordnet.“ 

Die ausführlichſten und ſchärfſten Beſtimmungen dieſer Art ſind 
in den ergänzenden Nachtragsgeſetzen für Kärnten und Krain enthalten. 

Das Landesgeſetz für Kärnten vom 11. Februar 1873, L. G. Bl. 
Nr. 22, verordnet: 5 

§ 6. „Der Ortsſchulrath iſt für feine Geſchäftsführung und für 
die Erfüllung der ihm obliegenden Verpflichtungen den Schulbehörden 
verantwortlich. 

Die dieſen 
mittel ſind: 

a) Die Verhängung von Ordnungsbußen bis zu 20 fl. 

) Die Entſetzung des Vorſitzenden von feinem Amte. 

6) Die Auflöſung des Ortsſchulrathes. — Die Verhängung von 
Ordnungsbußen ſowohl gegen den Vorſitzenden, als auch gegen jedes 
andere Mitglied des Ortsſchulrathes ſteht dem Bezirksſchulrathe, die 
Amtsentſetzung des Vorſitzenden und die Auflöſung des Ortsſchulrathes 
aber dem Landesſchulrathe über Antrag des Bezirksſchulrathes zu. 

Die Amtsentſetzung des Vorſitzenden kann auch von der Mehr— 
heit der ſtimmberechtigten Mitglieder des Ortsſchulrathes beautragt 
werden.“ 

§ 7. „Der Vorſitzende eines Ortsſchulrathes kaun ſeines Amtes 
entſetzt und nach Umſtänden zugleich ſeines Mandates als gewähltes 
Mitglied des Ortsſchulrathes verluſtig erklärt werden, wenn er ſich zur 
Führung ſeines Amtes gänzlich unfähig zeigt, oder wenn er die Erfüllung 
ſeiner Pflichten oder die Ausführung einzelner Anordnungen der 
höheren Schulbehörden beharrlich verweigert. 

Tritt der Fall der Amtsentſetzung des Vorſitzenden eines 
Ortsſchulrathes ein, jo iſt unter Beachtung des $ 40, Alinea 4 des 
Geſetzes vom 8. Februar 1869 ſoſort die Wahl eines anderen Vor— 
ſitzenden vorzunehmen. 

Dem ſeines Amtes entſetzten Vorſitzenden ſteht es frei, aus dem 
Ortsſchulrathe auszutreten. 

Wenn er von dieſem Rechte Gebrauch macht, oder wenn er in 
Folge der Entziehung feines Mandates aus dem Ortsſchulrathe aus 
ſcheidet, jo hat nach der Beſtimmung des Bezirksſchulrathes einer der 
beiden Erſatzmänner als Mitglied in den Ortsſchulrath einzutreten.“ 

§ 8. „Die Auflöſung eines Ortsſchulrathes, welche den Verluſt 
des Mandates für die gewählten Mitglieder desſelben zur Folge hat, 
kann verfügt werden, wenn derſelbe über wiederholte Aufforderung für 
Beiſchaffung der ſachlichen Schulerforderniſſe und der vorgeſchriebenen 
Lehrmittel rechtzeitig Sorge zu tragen unterläßt, wenn die gewählten 
Mitglieder überhaupt ihre Obliegenheiten in einer die Schule ſchädigenden 
Weiſe vernachläſſigen, endlich, wenn ſie durch ihre Beſchlüſſe ihre 
völlige Unfähigkeit zur Erfüllung ihrer Aufgabe oder eine ſchulfeindliche 
Geſinnung an den Tag legen. 

Gleichzeitig mit der Auflöſung eines Ortsſchulrathes iſt unter 
Beachtung des § 40, Minen 4 des Geſetzes vom 8. Februar 1869, 
die Neuwahl der Vertreter der Gemeinde im Ortsſchulrathe anzuordnen. 

Wem aber auch dieſe neugewählten Mitglieder ſich in gleicher 
Weiſe unfähig oder ſchulfeindlich zeigen und mit der neuerlichen 
Auflöſung des Ortsſchulrathes vorgegangen werden muß, ſo kann mit 
Zuſtimmung des Landesausſchuſſes die Vornahme der Neuwahl für fo 
lange ſiſtirt werden, bis die Gewähr gegeben iſt, daß durch eine ſolche 
ein die Intereſſen der Schule und eine ordnungsmäßige Geſchäftsführung 
ſicherſtellendes Reſultat erzielt werden könne. 

Doch darf die Siſtirung der Neuwahl die geſetzliche Mandatsdauer 
der Mitglieder des aufgelöſten Ortsſchulrathes in keinem Falle über— 
dauern.“ 

$ 9. „In jedem Falle der Auflöſung eines Ortsſchulrathes iſt 
ohne Rückſicht auf eine allenfalls anhängige Berufung für die betreffende 
Schulgemeinde ein Schuladminiſtrator zu beſtellen, dem bis zur erfolgten 
Neuwahl die Vertretung der Schulgemeinde obliegt. Der Schuladminiſtrator 


gegen den Ortsſchulrath zuſteheuden Disciplinar— 


tritt bezüglich der nach $ 4 zu behandelnden Angelegenheiten in die 
Rechte des Vorſitzenden des Ortsſchulrathes. 

In Angelegenheiten, die nach § 3 collegial behandelt werden 
ſollen, ſind die Vertreter der Kirche und der Schule mit berathender, 
und falls die Schule unter einem Patronate ſteht, auch der Schulpatrou, 
dieſer mit beſchließender Stimme beizuziehen. 

Bei dieſen Verhandlungen führt der Schuladminiſtrator den 
Vorſitz und hat im Falle einer Meinungsverſchiedenheit zwiſchen ihm 
und dem Patrone die Entſcheidung des Bezirksſchulrathes einzuholen. 

Der Schuladminiſtrator wird vom Bezirksſchulrathe ernannt 
und hat Anſpruch auf den Erſatz der mit ſeiner Amtsführung verbundenen 
Reiſe⸗ und ſonſtigen Auslagen, ſowie auf eine vom Bezirksſchulrathe 
zu beſtimmende Remuneration. 

Dieſe Auslagen find aus dem Localſchulfonde der betreffenden Schule 
zu beſtreiten.“ 

§ 10. „Die Art der Geſchäftsführung und Amtsführung wird 
den Ortsſchulräthen durch eine vom Landesſchulrathe auf Grund dieſes 
Geſetzes zu erlaſſende Inſtruction vorgezeichnet.“ 

Das Landesgeſetz für Krain vom 9. März 1879, L. G. Bl. 
Nr. 13, ſchließt ſich diesbezüglich in ſeinem Wortlaute (in den 
88 9 bis 13) vollkommen an ſämmtliche der oben angeführten geſetzlichen 
Beſtimmungen des Schulaufſichtsgeſetzes für Kärnten an und unterſcheidet 
ſich von dieſem nur dadurch, daß dasſelbe die Enthebung eines Orts— 
ſchulrathsobmannes wegen Unfähigkeit desſelben und die Auflöſung eines 
Ortsſchulrathes wegen ſchulfeindlicher Geſinnung nicht als geſetzlich 
zuläſſig normirt. 

Wie aus den citivten Geſetzesſtellen hervorgeht, iſt daher in den 


Schulaufſichtsgeſetzen für Böhmen, Niederöſterreich, Salzburg, Dalmatien, 


Kärnten und Krain dem Staate in verſchiedener Weiſe der nothwendige 
Einfluß auf die Ortsſchulräthe gewährſeiſtet. 

Das Bedürfniß nach einer diesbezüglichen Reform der übrigen 
Landesgeſetze über die Schulaufſicht dürfte nach Maßgabe der geiſtigen 
und culturellen Verhältniſſe der einzelnen Krouländer in höherem oder 
geringerem Maße vorhanden ſein; jedenfalls wird ſich dasſelbe dort 
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Steuerausſtande 


um ſo fühlbarer und dringender darſtellen, wo die Volksbildung noch 


nunder fortgeſchritten und demgemäß auch das Verſtändniß für den 
Werth der Schule noch nicht in entſprechender Weiſe entwickelt iſt. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Incompetenz der Gerichte zur Entſcheidung über die behauptete 

Anmaßung einer nach § 1 3 a des Pat. vom 5. Juli 1853, 

N. G. Bl. Nr. 130, den Beſtimmungen eben dieſes Patentes 
unterliegenden Feldſervitut. 

Das k k. ſtädt. del. Bezirksgericht Salzburg hat in der ſummariſch 
verhandelten Rechtsſache des W. gegen K. peto. Freiheit des Eigenthumes 
an der Parcelle Nr. 236 St. G. E., da ſich aus der bis zur Einrede 
gediehenen Verhandlung ergeben hat, daß es ſich um eine Waldparcelle 
handle, mit Rückſicht auf das kaiſ. Patent vom 5. Juli 1853, 
R. G. Bl. Nr. 130, gemäß § 26 des Summarverfahrens das weitere 
Verfahren mit Beſcheid eingeſtellt und den Kläger in den Koſten 
erſatz verfällt. 

Auf Recurs und Nichtigkeitsbeſchwerde desſelben hat das k. k. 
öſterreichiſche Oberlandesgericht dieſen Beſcheid behoben und die Fortſetzung 
der Verhandlung aufgetragen. Denn nach Abſ. 1 der in Vollziehung 
des kaiſ. Patentes vom 5. Juli 1853, R. G. Bl. Nr. 130, ergangenen 


Miniſterialverordnung vom 3 September 1855, R. G. Bl. Nr. 161, 


in Auſehung der Competenz der Grundlaſtenablöſungs Regufirungs- 
Landescommiffionen und der Gerichte zur Verhandlung und Entſcheidung 
von Rechtsſtreitigkeiten, deren Gegenſtand den Beſtimmungen des obigen 
Patentes unterliegt, können Klagen auf die Behauptung oder gegen die 
Anmaßung eines bezüglichen Rechtes erſt dann nicht mehr bei den 
Gerichten anhängig gemacht werden, weun bei der Ablöſungs-Regulirungs⸗ 
Commiſſion bereits in der betreffenden Angelegenheit die dort bezeichneten 
Amtshandlungen gepflogen worden ſind; nun wird aber von keiner 
Seite geltend gemacht, daß bei der erwähnten Commiſſion eine Amts⸗ 
handlung eingeleitet wurde, und iſt dem weiteren Rechtszuge im Sinne 
des 2. Abſatzes derſelben Miniſterialverordnung freier Lauf zu laſſen, 
aher in die Frage gar nicht einzugehen, ob die vorliegende Klage ein 
der Ablöſung und Regulirung unterliegendes Recht betrifft. Die Ent⸗ 


ſcheidung über die Recurskoſten wurde dem Endurtheile vorbehalten, 
weil das Gericht ohne weitere Einvernehmung das Verfahren einge⸗ 
ſtellt hat. 

Auf den Reviſionsrecurs des Geklagten hat der k. k. oberſte Gerichts⸗ 
hof mit Entſcheidung vom 29. November 1882, 3. 13.965, in der 
Erwägung, daß das in der Klage geſtellte Begehren dahin gerichtet 
iſt, es ſtehe dem Geklagten das Servitutsrecht nicht zu, aus ſeiner 
Waldparcelle Nr. 214,2 Holz auf dem ſogenannten mittleren Wege 
der den Klägern gehörigen Waldparcelle Nr. 236 St. G. E. zu 
fahren, daß der Gegner dagegen behauptet, dieſes Recht durch Erſitzung 
erworben zu haben; in der Erwägung, daß es ſich demnach um die 
Entſcheidung über die angebliche Anmaßung einer Feldſervitut auf einen 
zur Waldeultur beſtimmten Boden handelt, ſolche Feldſervituten aber 
nach § 1, Abſ. 3, lit. a des kaiſ. Patentes vom 5. Juli 1853, 
R. G. Bl. Nr. 130, den Beſtimmungen dieſes Patentes unterliegen 
und nach § 6, lit. a desſelben zu den von Amtswegen abzulöſenden 
oder zu regulirenden Rechten gehören; in der Erwägung, daß nach Abſ. 1 
der hinſichtlich der Competenz der Grundlaſtenablöſungs-Regulirungs⸗ 
Commiſſionen und der Gerichte zur Verhandlung und Entſcheidung von 
Rechtsſtreitigkeiten, deren Gegenſtand den Beſtimmungen des Patentes 
vom 5. Juli 1853, R. G. Bl. Nr. 130, unterliegt, erlaſſenen 
Mimiſterialverordnuung vom 3. September 1855, R. G. Bl. Nr. 161, 
gerichteten Klagen gegen die Aumaßung eines nach dem gedachten Patente 
von Amtswegen abzulöſenden oder zu regulirenden Rechtes von der 


Kundmachung des von der Landescommiſſion in Anſehung der von den 


Parteien anzubringenden Anmeldungen erlaſſenen Edictes angerechnet, 
nicht mehr anhängig gemacht werden dürfen, dem Reviſionsrecurſe ftatt= 
zugeben, ſohin unter Behebung der angefochtenen obergerichtlichen 
Verordnung den Beſcheid des k. k. ſtädt. del. Bezirksgerichtes zu beſtätigen 
und zu beſtimmen befunden, daß die Kläger dem Geklagten binnen 
14 Tagen bei Execution die Koſten des Reviſionsrecurſes zu erſetzen 
haben. Ger.⸗Ztg. 


einer Genoſſenſchaft können gegen die Vor- 
ſteher der Genoſſenſchaft vor Gericht eingeklagt werden. Zu 
§ 6 Geb. Gef. 

Für den Vorſchuß- und Creditverein X. in Liquidation wurden 
au Erwerbſteuer 63 fl. 30 kr. vorgeſchrieben. Dieſer Rückſtand wurde 
von der Finanzprocuratur gegen den B. und C. als geweſene regiſtrirte 
Vorſteher dieſer Genoſſenſchaft mit unbeſchränkter Haftung auf Grund 
des § 53 des Genoſſenſchaftsgeſetzes vom 9. April 1873, R. G. Bl. 
Nr. 70, und der Genoſſenſchaftsſtatuten eingeklagt. 

In erſter Juſtanz wurde der Einwendung der Geklagten, daß 
dieſe Angelegenheit uur von der Finanzbehörde zu entſcheiden und das 
Gericht hiezu nicht competent jet, ſtattgegeben. Gründe: „Die Finanz— 
procuratur macht zur Begründung der gerichtlichen Competenz lediglich 
geltend, daß es ſich vorliegend nicht um die Höhe des Steuerbetrages, 
ſondern um die Frage handle, ob die Geklagten überhaupt zur Steuer— 
zahlung verhalten werden können. Wie ſchon in dem Hofdecrete vom 
26. Jänner 1791, in dem Hofdecrete vom 19. Jänner 1784, J. G. S. 
Nr. 228, und in dem Hofdeerete vom 9. December 1823 grundſätzlich 
feſtgeſtellt wurde, iſt über die Pflicht zur Steuerzahlung und über 
die Höhe des Steuerſatzes nicht der ordentliche Richter zu entſcheiden 
berufen. Denſelben Grundſatz hat auch das Stempel- und Taxgeſetz 
vom 27. Jänner 1840 feſtgehalten und neueſtens iſt das gleiche Princip 
im $ 6 des Gebührengeſetzes vom 9. Februar 1850, R. G. Bl. Nr. 50, 
zum Ausdrucke gelangt, wonach weder über die Frage, ob eine Gebühr 
zu entrichten iſt oder nicht, noch über das Ausmaß derſelben ein 
gerichtliches Verfahren ſtattfinden darſ, ein Grundſatz, welcher offenbar 
nicht auf den ſtreugen Begriff der Gebühren eingeſchränkt werden kann. 
In dem Umſtaude aber, daß der Rückſtandsausweis nicht auſ die Namen 
der Geklagten, ſondern auf den Vorſchuß- und Creditverein X. in 
Liquidation ausgefertigt erſcheint, liegt keine Berechtigung, die Löſung 
der Frage, ob die Geklagten, zwei Vereinsvorſtände, für die Ein— 
kommenſteuer-Rückſtände aufzukommen haben, der Finanzbehörde zu 
entziehen.“ 

Das Obergericht gab der Appellation der Klägerin Folge und 
wies die Incompetenzeinwendung der Geklagten zurück in der Erwägung, 
„daß es ſich im vorliegenden Rechtsſtreite um die Beantwortung der 
Frage handelt, ob die geklagten Mitglieder der Genoſſenſchaft mit 
unbeſchränkter Haftung „Vorſchuß⸗ und Creditverein X.“ waren, und 


ob fie als ſolche den beſtehenden Geſetzen zufolge aus einem Privatrechts⸗ 
titel verpflichtet ſind, dem Aerar die Steuerſchulden der genannten Ge⸗ 
noſſenſchaft, deren Firma über vorausgegangene Liquidation aus dem 
Genoſſenſchaſtsregiſter gelöſcht wurde, zu bezahlen, und daß in dieſem 
Rechtsſtreite die Frage, ob die von der Finanzbehörde erfolgte Gebühren 
vorſchreibung in den Finanzgeſetzen begründet iſt, vom Civilrichter nicht 
zu beantworten kommt, ſondern daß die Gebühr und ſomit die Steuer⸗ 
forderung des Aerars an die aufgelöſte Genoſſenſchaft, für welche die 
Geklagten aus dem Titel der civilrechtlichen Haftung in Anſpruch ge— 
nommen werden wollen, vom Civilrichter inſolange als liquid anzuſehen 
fein wird, als die Geklagten im adminiſtrativen Wege eine Ab- 
änderung der Aufhebung der einmal verfolgten Gebührenvorſchreibung nicht 
erwirkt haben.“ 

Der k. k. oberſte Gerichtshof beſtätigte auf die Reviſions⸗ 
beſchwerde der Geklagten mit Entſcheidung vom 21. Juni 1882, 3. 6042, 
das Erkenntniß der zweiten Inſtanz aus deſſen Gründen. 

Ger.⸗Ztg. 


Geſetze und Perordnungen. 


1884. I. Semeſter. 


Reichsgeſetzblatt für die im Neichsrathe vertretenen Königreiche 
und Länder. 

XXI. Stück. Ausgeg. am 24. Mai. 65. Verordnung des Finanz— 
miniſteriums vom 22. April 1884, betreffend die Ermächtigung des Hauptzoll⸗ 
amtes Rumburg zur Abfertigung von denaturirtem Olivenöl. — 66. Kundmachung 
des Finanzminiſteriums vom 23. April 1884, betreffend die Ermächtigung des 
k. k. Nebenzollamtes zu Solta in Dalmatien zur zollfreien Behandlung von 
leeren Retourfäſſern. — 67. Verordnung der Miniſterien der Finanzen und des 
Handels vom 24. April 1884, betreffend die Zollbehandlung von Nähmafchinen- 
geſtellen und Nähmaſchinenbeſtandtheilen. — 68. Geſetz vom 27. April 1884, 
betreffend die Beitragsleiſtung des Staatsſchatzes zu den Koſten der Regulirung 
des Draufluſſes in Kärnten. — 69. Verordnung der Miniſterien des Handels 
und des Innern vom 2. Mai 1884, betreffend die Art und Weiſe, in welcher 
die Inhaber von Trödlergewerben ihre Bücher zu führen haben, dann betreffend 
die polizeiliche Controle, welcher ſie hinſichtlich ihres Geſchäftsbetriebes unterworfen 
ſind. — 70. Kundmachung des Handelsminiſteriums vom 3. Mai 1884, womit 
nachträgliche Beſtimmungen zu 
(R. G. Bl. Nr. 171) veröffentlicht werden. — 71. Geſetz vom 11. Mai 1884, 
womit im Königreiche Galizien und Lodomerien ſammt dem Großherzogthume 
Krakau und im Herzogthume Bukowina das Recht zur Gewinnung der wegen 
ihres Gehaltes an Erdharz benüßbaren Mineralien geregelt wird. — 72. Kund⸗ 
machung des Finanzminiſteriums vom 16. Mai 1884, betreffend die Ermächtigung 
der Finanzwachabtheilung in Homolitz zur Abfertigung von unbedingt zollfreien 
Waaren. — 73. Kundmachung des Finanzminiſteriums vom 17. Mai 1884, 
betreffend Errichtung einer Expoſitur des Zollamtes Reitzenhain (in Sachſen). — 
74. Verordnung des Handelsminiſteriums vom 19. Mai 1884, betreffend die auf 
dem Bodenſee zu führende Flagge. 

XXII. Stück. Ausgeg, am 31. Mai. 75. Erlaß des Finanzminiſteriums 
vom 24. Mai 1884, betreffend die Maßſtäbe ſür die Pauſchalirung der Rüben⸗ 
zuckerſteuer in der Betriebsperiode 1884 85, ferner das Maß der Sicherſtellung 
für die allfällige Rübenzuckerſteuer⸗Nachzahlung. — 76. Erlaß des Finanz⸗ 
miniſteriums vom 24. Mai 1884, betreffend das Maß der Sicherſtellung für den 
von den Rübenzuckerfabriken zu leiſtenden Erſatz von Eontrolkoſten in der Betriebs⸗ 
periode 1884/85. — 77. Erlaß des Finanzminiſteriums vom 24. Mai 1884, 
womit für die Betriebsperiode 1884 85 Beſtimmungen hinſichtlich der Zählwerke 
in Diffuſionszuckerfabriken erlaſſen werden. — 78. Erlaß des Finanzminiſteriums 
vom 25. Mai 1884, womit der Dolainski'ſche Spiritusmeßapparat bisheriger 
Conſtruction und der Jeanrenaud'ſche Spiritusmeßapparat bisheriger Conſtruction 


aus der Branntweinſteuer⸗Controle ausgeſchieden und der Dolainski'ſche Spiritus⸗ 


meßapparat neuer Conſtruction bei der Productverſteuerung in Branntwein⸗ 
brennereien unter der Wirkſamkeit des Geſetzes vom 19. Mai 1884 (R. G. Bl. Nr. 63) 
zugelaſſen und deſſen Beſchreibung ſammt Zeichnung, ſowie die Verwendungs⸗ 
vorſchrift bekanntgegeben wird. 

XXIII. Stück. Ausgeg. am 31. Mai. 79. Kaiſerliches Patent vom 
29. Mai 1884, betreffend die Auflöſung der Landtage von Oeſterreich unter und 
ob der Enns, Salzburg, Steiermark, Kärnten, Bukowina, Mähren, Schleſien und 
Vorarlberg. 


der Aichordnung vom 19. December 1872 | 
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Wirkſamkeit der Militärgerichte in Dalmatien verlängert wird. 


XXIV. Stück. Ausgeg. am 4. Juni. — 80. Kaiſerliches Patent vom 
2. Juni 1884, betreffend die Einberufung der Landtage von Dalmatien, Bukowina, 
Mähren, Tirol, Iſtrien und Görz und Gradisca. 


XXV. Stück. Ausgeg. am 14. Juni. — 81. Kundmachung des Finanz- 
miniſteriums vom 21. Mai 1884, betreffend die Aufhebung der königl. ungariſchen 
Zollexpofituren zu Türkiſch⸗Brod und Siekovac. — 82. Verordnung des Juſtiz⸗ 


miniſteriums vom 23. Mai 1884, betreffend die Zuweiſung der Gemeinde 
Meducha zu dem Sprengel des Bezirksgerichtes Halicz in Galizien. — 83. Kaiſerliche 
Verordnung vom 30. Mai 1884, wodurch auf Grund des Geſetzes vom 22. April 
1884 (R. G. Bl. Nr. 62) und mit Wirkſamkeit für die im Reichsrathe vertretenen 
Königreiche und Länder die Ausübung der den Conſuln der öſterreichiſch-ungariſchen 
Monarchie in Tunis zuſtehenden Gerichtsbarkeit in Straf- und bürgerlichen 
Rechtsſachen eingeſtellt und den dort eingeſetzten franzöſiſchen Gerichten über⸗ 
laſſen wird. — 84. Geſetz vom 3. Juni 1884, womit die Geltung des Geſetzes 
vom 28. Februar 1882 (R. G. Bl. Nr. 22), betreffend die Einführung von 
Ausnahmsgerichten in Dalmatien, für den Gerichtshofſprengel Cattaro verlängert 
wird. 85. Geſetz vom 3. Juni 1884, betreffend die weitere zeitweilige Ein- 
ſtellung der Wirkſamkeit der Geſchwornengerichte für den Kreisgerichtsſprengel 
Cattaro in Dalmatien. — 86. Geſetz vom 4. Juni 1884, betreffend die Er⸗ 
theilung der Indemnität für die Aufnahme einer ſchwebenden Schuld im Betrage 
von 25 Millionen. — 87. Verordnung der Miniſterien des Innern, der Juſtiz 


und der Landesvertheidigung vom 4. Juni 1884, betreffend die Ausführung des 


Geſetzes vom 3. Juni 1884 (R. G. Bl. Nr 84), womit die Fortdauer der 
88. Ver⸗ 
ordnung des Miniſteriums des Innern vom 5. Juni 1884, womit einige Be— 
ſtimmungen der Verordnung vom 10. April 1872 (R. G. Bl. Nr. 49), betreffend 
die Gebühren der Militäraſſiſtenz für Zwecke der Civilverwaltung abgeändert 
werden. 89. Verordnung des Handelsminiſteriums im Einvernehmen mit dem 
Miniſterium des Innern vom 5. Juni 1884, betreffend die Erlangung von 
Schifferpatenten zur Führung von Ruder- oder Segelſchiffen, oder von Dampfern 
auf dem Bodenſee. 90. Verordnung des Handelsminiſteriums im Einvernehmen 
mit dem Miniſterium des Innern vom 5. Juni 1884, betreffend die Ertheilung 
von Schiffspatenten an die den Bodenſee befahrenden Ruder-, Segel- und 


Dampfſchiffe. 


Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Botſchafter beim heiligen Stuhle in Rom 
Ludwig Grafen Paar taxfrei das Großkreuz des Leopold⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben den geheimen Rath Karl Grafen Hohenwart 
zum Präſidenten des oberſten Rechnungshofes ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Oberingenieur im k. k. Miniſterium des 
Innern Johann Bäumel den Titel und Charakter eines Baurathes verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Hilfsämter⸗Directionsadjuncten im Ackerbau⸗ 
miniſterium Ludwig Miller anläßlich deſſen Penſionirung den Titel und Cha- 
rakter eines Hilfsämterdirectors verliehen. 

Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Statthaltereiſeeretär Ernſt von Roretz zum Bezirkshauptmanne und den Bezirks⸗ 
commifſär Auguſt Jungwirth zum Statthaltereiſecretär in Niederöſterreich 
ernannt. 

Der Miniſter für Cultus und Unterricht hat den Hilfsbeamten des k. k. 
öſterreichiſchen Muſeums für Kunſt und Induſtrie Joſeph Folneſies zum Cuſtos 
au dieſem Muſeum ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den mit Titel und Charakter eines Finanzrathes 
bekleideten Finanz⸗Obercommiſſär Alois von Braitenberg zum Finanzrathe 
der Finanz⸗Landesdirection in Innsbruck ernannt. 


Erledigungen. 


Oberrechnungsrathsſtelle bei der k. k. mähriſchen Statthalterei in der 
ſiebenten Rangsclaſſe, bis Mitte Februar. (Amtsbl. Nr. 12.) 

Evidenzhaltungs⸗Geometersſtelle der erſten Claſſe in der zehnten Rangs⸗ 
claſſe in Sambor, eventuell in einem anderen Orte, ferner eine Evidenzhaltungs⸗ 
Geometersſtelle der zweiten Claſſe in der eilften Rangsclaſſe in Jaslo, eventuell 
eine Evidenzhaltungs⸗Geometersſtelle der zweiten Claſſe in der eilften Rangs⸗ 
claſſe, dann zwei adjutirte Evidenzhaltungs⸗Elevenſtellen mit dem Adjutum von 
jährlich 500 fl., bis 7. Februar. (Amtsbl. Nr. 13.) 

Kanzliſtenſtelle bei der k. k. Forſt⸗ und Domänendirection in Görz in der 
eilften Rangsclaſſe, bis 24 Februar. (Amtsbl. Nr. 13.) 

Bezirkscommiſſärsſtelle iu Böhmen, eventuell Statthalterei-Concipiſtenſtelle, 
bis 25. Jänner. (Amtsbl. Nr. 14.) 

Proviſoriſche Rechnungsführersſtelle in der Stadt Steyr in Oberöſterreich 
mit den Bezügen und Penſionsanſprüchen der eilften Rangsclaſſe der Staats⸗ 
beamten, bis Mitte Februar. (Amtsbl. Nr. 14) 

Baurathsſtelle in der fiebenten Rangsclaſſe, eventuell Oberingenieurs⸗ und 
Ingenieursſtelle in der achten, beziehungsweiſe neunten Rangsclaſſe bei dem gali⸗ 
ziſchen Staatsbaudienſte, bis Mitte Februar. (Amtsbl. Nr. 14.) 
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